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Samtgemeinde Grasleben 
 

Verwaltungsvorlage Vorlagen-Nr.: 015/19 
 

 

Fachbereich:  Bauen und Ordnung 

 

Datum:  29.01.2019        

Tagesordnungspunkt  
 

Beschlussfassung über die Friedhofssatzung der Samtgemeinde Grasleben 

Vorgesehene Beratungsfolge: 
Beschluss 
geändert 

Abstimmungsergebnis 

Datum Gremium Status Ja Nein Ja Nein Enth. 

             

11.02.2019 Samtgemeindeausschuss nö      

11.02.2019 Samtgemeinderat ö      

 
Finanzielle Auswirkungen 

 

Verantwortlichkeit 

Ergebnishaushalt ☐ Kosten  EUR gefertigt: 
Samtgemeinde-
bürgermeister: 

Finanzhaushalt ☐ Produkt  
gez. Krippendorf gez. Janze 

Kostenstelle  Sachkonto  

Ansatz  EUR verfügbar  EUR (Krippendorf) (Janze) 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Samtgemeinderat beschließt die Neufassung der Friedhofssatzung der Samtgemeinde 

Grasleben in der vorliegenden Fassung. 

 

Der Samtgemeindeausschuss bereitet die Beschlussfassung entsprechend vor. 

 

 

Sach- und Rechtslage: 

 

Das Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) vom 

08.12.2005 wurde erstmals am 20. Juni 2018 durch den niedersächsischen Landtag geän-

dert. Die Änderungen sind in zwei Etappen, zum 28.06.2018 und 01.01.2019, in Kraft getre-

ten. Diese Änderungen haben Anlass zur Überarbeitung der Friedhofssatzung der Samtge-

meinde Grasleben gegeben. Gleichzeitig wurden Neuformulierungen in Form von Ergänzun-

gen und Streichungen in Anlehnung an die Leitfassung des Deutschen Städtetages für eine 

Friedhofssatzung, das Handbuch des Friedhofs- und Bestattungsrechts von Jürgen Gaedke 

in der aktuellen Fassung sowie aufgrund von Erfahrungen aus der täglichen Praxis eingear-

beitet.  

 

Der anliegende Änderungsentwurf der Friedhofssatzung weist alle ausgeführten Änderungen 

auf. Im Einzelnen stellen sich die wichtigsten Änderungen der Friedhofssatzung wie folgt dar: 

 

Zu § 8 Abs. 5: 

Gem. § 9 Abs. 2 Nds. BestattG sollen Urnen innerhalb eines Monats nach Einäscherung 

beigesetzt werden, d.h. es ist eine „Soll-Vorschrift“, die keinen Ermessensspielraum erlaubt. 
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Zu § 9 Abs. 1 und § 26 Abs. 8: 

Aspekte des Umweltschutzes haben gem. § 13 Abs. 7 Nds. BestattG zum Verbot der Ver-

wendung von nicht biologisch abbaubaren Materialien bei der Durchführung von Bestattun-

gen sowie nicht kompostierbaren Materialien bei der gärtnerischen Gestaltung geführt. 

 

Zu § 13 Abs. 2 d) und § 16 Abs. 5: 

Aufgrund der Beschlussfassung des Samtgemeindeausschusses in seiner Sitzung am 

08.10.2018 über die Anschaffung von Stelen mit Gedenktafeln ist die textliche Aufnahme 

erforderlich. 

  

Zu § 20: 

Mit der Einführung des § 13 a Abs. 2 Nds. BestattG wurde die „Soll-Vorschrift“ erlassen, 

dass in der Friedhofssatzung festgehalten wird, dass die Verwendung von Natursteinen nur 

erlaubt ist, wenn sie nicht unter Verstoß gegen das ILO-Übereinkommen hergestellt oder 

gewonnen worden. Das Übereinkommen regelt das Verbot und unverzügliche Maßnahmen 

zur Beseitigung der schlimmsten Form der Kinderarbeit. Der Satzungstext sowie die Erklä-

rung in der Anlage zu § 20 entsprechen wörtlich dem vom Nds. Ministerium für Soziales, 

Gesundheit und Gleichstellung herausgegebenen Mustertext / der Mustererklärung vom 

25.11.2018 zur Satzungsregelung. 

 

Zu § 7 und 23: 

Die Richtlinie des Bundesinnungsverbands des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holzbild-

hauerhandwerks wurde 2017 als 6. Auflage neu herausgeben und von der MPA (Material-

prüfungsanstalt) der Universität Stuttgart verifiziert. Mit der Neuauflage sind Verfahrensab-

läufe vorgegeben. Der Steinmetz hat Mindestangaben zur Konstruktion und Befestigung der 

Grabmalanlage, d.h. zu den Abmessungen, Baustoffen, zur Ausführung von Anschlüssen 

und Verankerungen zu machen. Somit entsprechen diese Angaben den sicherheitsrelevan-

ten Daten. Dies beinhaltet auch einen Standsicherheitsnachweis. 

 

Zu § 25 Abs. 2: 

Die Erfahrungen aus der Praxis haben gezeigt, dass das Entfernen von Grabmalen durch 

den Nutzungsberechtigten häufig nicht fachgerecht ausgeführt worden ist. Eine detaillierte 

Regelung sah die Friedhofssatzung bisher nicht vor. 

 

Zu § 28 Abs. 2: 

Gem. § 7 Abs. 2 Nds. BestattG stellt die Abschiednahme am offenen Sarg während der 

Trauerfeier kein verbotenes öffentliches Ausstellen einer Leiche dar, sodass die Trauerfeier 

künftig am offenen Sarg stattfinden darf, sofern keine seuchenhygienischen Gesichtspunkte 

dagegensprechen. 

 

Die Neufassung der Satzung soll vom Samtgemeinderat verabschiedet werden. Aus dem 

Änderungsentwurf sind die gegenüber der bisherigen Satzung vorgenommenen Änderungen 

ersichtlich. Der Änderungsentwurf dient lediglich als Arbeitspapier. 

     

Anlagen: 

 

 Neufassung der Änderungssatzung  

 Änderungsentwurf vom 11.02.2019 

 

 

Elektronische Version, im Original unterzeichnet.  
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Neufassung vom 11.02.2019 

Samtgemeinde Grasleben 

Friedhofssatzung der Samtgemeinde Grasleben 

Aufgrund §§10, 58 Abs. 1 Nr. 5, § 98 Abs. 1 Nr. 6 i.Vm. § 13 Nr. 2 b) Niedersächsisches 

Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der zz. geltenden Fassung hat der Rat der 

Samtgemeinde Grasleben in seiner Sitzung am 11.02.2019 folgende Satzung beschlossen: 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Die in der Satzung verwendeten Personenbezeichnungen gelten für Frauen, Männer und 

Gender. 

§1 

Geltungsbereich 

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Samtgemeinde Grasleben gelegenen 

und von ihr verwalteten Friedhöfe: 

a) Friedhof Ahmstorf  

b) Friedhof Grasleben  

c) Friedhof Mariental  

d) Friedhof Querenhorst  

e) Friedhof Rennau 

f) Friedhof Rottorf 

§2 

Friedhofszweck 

(1) Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige Anstalten der Samtgemeinde Grasleben. Die 

Friedhöfe Ahmstorf, Grasleben, Mariental, Querenhorst, Rennau und Rottorf werden als 

eine öffentliche Einrichtung der Samtgemeinde Grasleben im Sinne des § 5 NKAG 

betrieben. 

 

(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung oder Beisetzung aller Personen, die bei ihrem 

Ableben Einwohner der Samtgemeinde Grasleben waren (mit Ausnahme der Bewohner 

der im Gebiet der Samtgemeinde Grasleben befindlichen Alten- und Pflegeheimen) oder 

ein Recht auf Beisetzung oder Bestattung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Die 

Bestattung oder Beisetzung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der 

Samtgemeinde. 

 

(3) Die Friedhöfe sind teilweise Eigentum der Samtgemeinde und der evangelischen 

Kirchengemeinde. 
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§3 

Bestattungsbezirke 

(1) Das Samtgemeindegebiet wird in folgende Bestattungsbezirke eingeteilt: 

 

a) Bestattungsbezirk des Friedhofs Ahmstorf: 

Er umfasst das Gebiet des Ortsteils Ahmstorf. 

b) Bestattungsbezirk des Friedhofs Grasleben: 

Er umfasst das Gebiet der Gemeinde Grasleben. 

c) Bestattungsbezirk des Friedhofs Mariental: 

Er umfasst das Gebiet der Gemeinde Mariental. 

d) Bestattungsbezirk des Friedhofs Querenhorst: 

Er umfasst das Gebiet der Gemeinde Querenhorst. 

e) Bestattungsbezirk des Friedhofs Rennau: 

Er umfasst das Gebiet des Ortsteils Rennau. 

f) Bestattungsgebiet des Friedhofs Rottorf: 

Er umfasst das Gebiet des Ortsteils Rottorf. 

 

(2) Die Verstorbenen werden auf dem Friedhof des Bestattungsbezirkes bestattet, in dem sie 

zuletzt ihren Wohnsitz hatten. Die Bestattung auf einem anderen Friedhof ist möglich, 

wenn dies gewünscht wird und die Belegung es zulässt. Ebenso soll die Bestattung auf 

einem anderen Friedhof gestattet werden, wenn 

 

a) ein Nutzungsrecht an einer bestimmten Grabstätte auf einem anderen Friedhof 

besteht, 

b) Eltern, Kinder oder Geschwister auf einem anderen Friedhof bestattet sind, 

c) der Verstorbene in einer bestimmten Grabstätte beigesetzt werden soll und solche 

Grabstätten auf dem Friedhof des Bestattungsbezirkes nicht zur Verfügung stehen. 

 

(3) Die Samtgemeinde kann Ausnahmen zulassen. 

 

§4 

Schließung und Entwidmung 

(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können aus wichtigem öffentlichem Interesse für weitere 

Bestattungen ganz oder teilweise  geschlossen (Schließung) oder einer anderen 

Verwendung zugeführt werden (Entwidmung). 

 

(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. Durch 

Schließung erlischt das Recht auf weitere Bestattungen in 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten. Dem Nutzungsberechtigten wird für die restliche 

Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere 

Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kann er die 

Umbettung bereits bestatteter Leichen verlangen. 

 

(3) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestätte der Toten 

aufgehoben. Die Bestatteten werden, falls die Ruhezeit (bei Reihengrabstätten, 
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Grabstätten auf dem „Grünen Rasen“) bzw. die Nutzungszeit (bei Wahlgrabstätten und 

Urnenwahlgrabstätten) noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Samtgemeinde in 

andere Grabstätten umgebettet. 

 

(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt gegeben. Der 

Nutzungsberechtigte einer Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem einen 

schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu 

ermitteln ist. 

 

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig 

sind sie bei Reihengrabstätten, Reihengrabstätten auf dem „Grünen Rasen“, 

Urnenreihengrabstätten, Urnenreihengrabstätten auf dem „Grünen Rasen“, einem 

Angehörigen des Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten dem 

Nutzungsberechtigten mitzuteilen. 

 

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Samtgemeinde auf ihre Kosten in ähnlicher Weise wie 

die Grabstätten auf den entwidmeten oder außer Dienst gestellten 

Friedhöfen/Friedhofsteilen hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand 

des Nutzungsrechtes. 

 

II. Ordnungsvorschriften 

§5 

Öffnungszeiten 

(1) Der Friedhof ist von Tagesanbruch bis Anbruch der Dunkelheit für den Besuch geöffnet. 

 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes 

oder einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 

 

§6 

Verhalten auf den Friedhöfen 

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung der 

Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besuchern entsprechend zu verhalten. Die 

Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Wer Anordnungen der mit der 

Aufsicht betrauten Person nicht Folge leistet oder gegen die Bestimmungen dieser 

Friedhofssatzung verstößt, kann vom Friedhof verwiesen werden. 

 

(2) Kinder unter 12 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten. 

 

(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräten (z.B. Rollschuhen, Inlineskater) 

zu befahren, Kinderwagen und Krankenfahrstühle sowie Fahrzeuge der 
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Samtgemeinde und der für den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden 

ausgenommen, 

b) der Verkauf von Waren aller Art sowie das Anbieten von gewerblichen 

Dienstleistungen, 

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung Arbeiten auszuführen, 

d) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen und deren 

Verbreitung (z.B. von Gedenkmäler) über den familiären Zweck hinaus – speziell die 

Einstellung in das Internet – grundsätzlich nicht gestattet. Ausnahmegenehmigungen 

bedürfen einer schriftlichen Begründung und der Zustimmung der Samtgemeinde.  

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druckschriften, die im Rahmen der 

Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 

f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen 

oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen sowie 

Rasenflächen, soweit sie nicht als Zuwegung dienen, sowie Grabstätten und 

Grabeinfassungen zu betreten, soweit dies nicht zur Grabpflege erforderlich ist, 

g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 

h) zu lärmen, zu spielen oder zu lagern und Alkohol zu trinken, 

i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde. 

 

(4) Die Samtgemeinde kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des 

Friedhofes und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

 

(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende 

Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Samtgemeinde; sie sind spätestens 4 

Tage vorher anzumelden. 

 

§7 

Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 

(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen zur 

Ausübung ihrer gewerblichen Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung 

durch die Samtgemeinde, die gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. Andere 

Gewerbetreibende müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der Samtgemeinde anzeigen. 

 

(2) Auf ihren Antrag hin werden nur die in Abs. 1 genannten Gewerbetreibende zugelassen, 

die 

 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind. 

b) Fachlich geeignet sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in der 

Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofes die 

angemessene Gründungsart zu wählen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der 

Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel 

auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. Ferner müssen sie die 

Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein, mit Hilfe von 

Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren. 

c) Sie haben eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachzuweisen. 
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(3) Die Zulassung erfolgt durch Zulassungsbescheid. Die zugelassenen Gewerbetreibenden 

haben für ihre Bediensteten einen Bedienstetenausweis auszustellen. Die Zulassung und 

der Bedienstetenausweis sind dem aufsichtsberechtigten Friedhofspersonal auf 

Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung kann befristet werden. 

 

(4) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu 

ergangenen Regelungen sowie alle sonstigen Gesetze, Verordnungen und die 

Bestimmungen der Unfallverhütungsvorschriften zu beachten. Die Gewerbetreibenden 

haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer 

Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 

 

(5) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der 

Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die Arbeiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der 

Öffnungszeiten des Friedhofes, spätestens um 19.00 Uhr, an Samstagen und Werktagen 

vor Feiertagen spätestens um 13.00 Uhr zu beenden. Soweit Öffnungszeiten nicht 

festgelegt sind, dürfen die Arbeiten in den Monaten März bis Oktober nicht vor 6.00 Uhr 

und in den Monaten November bis Februar nicht vor 7.00 Uhr begonnen werden. Die 

Samtgemeinde kann Verlängerungen der Arbeitszeiten zulassen. 

 

(6) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen 

nur vorübergehend und an den von der Samtgemeinde genehmigten Stellen gelagert 

werden, an denen sie nicht behindern. Bei Beendigung oder Unterbrechung der 

Tagesarbeit sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen 

Zustand zu versetzen. Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abfall, 

Abraum, Rest- und Verpackungsmaterial ablagern. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an 

oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 

 

(7) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den europäischen 

Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer 

Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden haben für jeden 

Bediensteten bei der Samtgemeinde einen Ausweis zu beantragen. Die 

Bedienstetenausweise sind dem Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen. 

 

Absätze 1 - 3 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren kann über eine 

einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Niedersachsen 

abgewickelt werden. 

 

 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

§8 

Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalls bei der 

Samtgemeinde anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen 

beizufügen. 
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(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte 

beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 

(3) Soll eine Urnenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung 

vorzulegen. 

 

(4) Die Samtgemeinde setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Bestattungen erfolgen 

regelmäßig an Werktagen. Folgen zwei Feiertage aufeinander, so kann die Bestattung 

auch am zweiten Feiertag stattfinden. 

 

(5) Erdbestattungen und Einäscherungen sollen innerhalb von acht Tagen seit dem Eintritt 

des Todes erfolgen. Urnen müssen innerhalb eines Monats nach der Einäscherung 

bestattet werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen in einer 

Urnenreihengrabstätte bestattet. 

 

§9 

Särge 

(1) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 

Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur Vermeidung von 

Umweltbelastungen nur Särge, Sargzubehör und -ausstattung aus biologisch 

abbaubarem Materialien (z.B. Vollholz) erlaubt, die keine PVC-, PCP-, 

formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umweltgefährdenden 

Lacke und Zusätze enthalten. Die Kleidung der Leiche soll nur biologisch abbaubarem 

Materialien bestehen. Auch Überurnen, die in der Erde beigesetzt werden, müssen aus 

leicht abbaubarem, umweltfreundlichem Material bestehen. 

 

(2) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit 

sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der 

Samtgemeinde bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

 

(3) Trauergebinde und Kränze sind nur zugelassen, wenn sie aus natürlichen, biologisch 

abbaubaren Materialien bestehen. Das Anliefern von Gebinden mit Kunststoffen, von 

Plastikblumen und Folienbändern ist untersagt. Gebinde oder Ausschmückungen, die 

nicht den vorgenannten Anforderungen entsprechen, sind unmittelbar nach der 

Trauerfeier vom Friedhof zu entfernen. Der anliefernde Gärtner oder Bestatter hat sie 

wieder abzuholen; im Zweifelsfall hat der Bestatter als Erfüllungsgehilfe der 

Bestattungspflichtigen für die Entfernung zu sorgen. 

 

§10 

Ausheben der Gräber 

(1) Die Gräber werden von der Samtgemeinde ausgehoben und wieder verfüllt. Mit 

Gestattung der Samtgemeinde dürfen Gräber auch durch Gewerbetreibende 

ausgehoben und verfüllt werden. Die Regelungen des § 7 Absätze 3, 6, 7 und 8 gelten 

sinngemäß. 
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(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur 

Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 

m. 

 

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke 

Erdwände getrennt sein. 

 

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern beim 

Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die 

Samtgemeinde entfernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden Kosten durch 

den Nutzungsberechtigten der Samtgemeinde zu erstatten. 

 

§11 

Ruhezeiten 

Die Ruhezeiten für Leichen und Aschen beträgt 30 Jahre. 

 

§12 

Umbettungen 

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

 

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen unbeschadet der sonstigen gesetzlichen 

Vorschriften der vorherigen Zustimmung der Samtgemeinde. Die Zustimmung kann nur 

bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden, bei Umbettungen innerhalb der 

Samtgemeinde im ersten Jahr der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden 

öffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte 

in eine andere Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte sind innerhalb der 

Samtgemeinde nicht zulässig. § 4 Abs. 2 und 3 bleiben unberührt. 

 

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können nur mit 

vorheriger Zustimmung der Samtgemeinde in belegte Grabstätten umgebettet werden. 

 

(4) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten der verfügungsberechtigte Angehörige des 

Verstorbenen, bei Umbettungen aus Wahlgrabstätten/Urnengrabstätten der jeweilige 

Nutzungsberechtigte. Mit dem Antrag ist die Grabnummernkarte nach § 14 Abs. 1 Satz 2, 

§ 16 Abs. 2 Satz 2, bzw. die Verleihungsurkunde nach § 15 Abs. 4, § 16 Abs. 5, 

vorzulegen. In den Fällen des § 27 Abs. 1 Satz 4 und bei Entziehung von 

Nutzungsrechten gem. § 27 Abs. 2 Satz 2 können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit 

noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten 

umgebettet werden. 

 

(5) Alle Umbettungen werden von der Samtgemeinde durchgeführt. Sie bestimmt den 

Zeitpunkt der Umbettung. 
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(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten 

Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragsteller zu 

tragen. 

 

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 

 

(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur aufgrund 

behördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden. 

 

 

IV. Grabstätten  

§13 

Arten der Grabstätten 

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte 

nur nach dieser Satzung erworben werden. 

 

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 

 

a) Reihengrabstätten 

b) Wahlgrabstätten 

c) Urnenreihengrabstätten 

d) Urnenreihengrabstätten unter dem „Grünen Rasen“ wahlweise mit Namensschild 

e) Urnenwahlgrabstätten 

f) Ehrengrabstätten 

 

(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach 

bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

 

§14 

Reihengrabstätten 

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und 

im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Über die 

Zuteilung wird eine Grabnummernkarte erteilt. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes 

an der Reihengrabstätte ist nicht möglich. 

 

(2) Es werden eingerichtet: 

 

a) Reihengrabfelder für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr, 

b) Reihengrabfelder für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr, 

c) Reihengrabfelder für Erdbestattungen unter dem „Grünen Rasen“. 

 

(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zulässig, in 

einer Reihengrabstätte die Leichen eines Kindes unter einem Jahr und eines 
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Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter 

5 Jahren zu bestatten. 

 

(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten 

ist 3 Monate vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld 

bekanntzumachen. 

 

(5) Reihengrabstätten unter dem „Grünen Rasen“ werden von der Samtgemeinde angelegt 

und für die Dauer der Ruhezeit gepflegt. Grabmale sind auf diesen Grabstätten nur als 

liegende und mit Rasenpflegegeräten überfahrbare Steinplatte mit den Maßen 0,60 x 

0,40 m zulässig. Die Platte darf als Inschrift den Namen des Verstorbenen sowie den 

Geburts- und Sterbetag tragen. Das Beschaffen und setzen der Platte ist Sache der 

Hinterbliebenen. Die Bestimmungen des VI. Abschnitts „Grabmale und bauliche Anlagen“ 

gelten sinngemäß. 

 

§15 

Wahlgrabstätten 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein 

Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im 

Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. 

 

(2) Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworben werden. Ein Wiedererwerb 

ist nur auf Antrag und nur für die gesamte Wahlgrabstätte für die Dauer von max. 15 

Jahren möglich. Ein mehrmaliger Wiedererwerb ist möglich, wenn in den letzten 15 

Jahren vor Ablauf der Nutzungszeit eine weitere Bestattung erfolgt ist. 

 

(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten als Einfachgräber 

vergeben. In einem Einfachgrab kann eine Leiche bestattet werden. Nach Ablauf der 

Ruhezeit einer Leiche kann eine weitere Bestattung erfolgen, wenn die restliche 

Nutzungszeit die Ruhezeit erreicht oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis 

zum Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. 

 

(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Aushändigung der Verleihungsurkunde. 

 

(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 3 Monate 

vorher schriftlich, falls er nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln 

ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung und durch einen Hinweis für die Dauer von 3 

Monaten auf der Grabstätte hingewiesen. 

 

(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die 

Nutzungszeit nicht überschreitet oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 

Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. 

 

(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines 

Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im 

Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag 

übertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 
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Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen 

Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über: 

 

a) auf den überlebenden Ehegatten und eingetragenen Lebenspartnern, 

b) auf die Kinder, 

c) auf die Stiefkinder, 

d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 

e) auf die Eltern, 

f) auf die vollbürtigen Geschwister, 

g) auf die Stiefgeschwister, 

h) auf die nicht unter a) - g) fallenden Erben. 

Innerhalb der einzelnen Gruppen b) - d) und f) - h) wird der Älteste Nutzungsberechtigter. 

(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine Person aus dem 

Kreis der in Abs. 7 Satz 2 genannten Personen übertragen, er bedarf hierzu der 

vorherigen Zustimmung der Samtgemeinde. 

 

(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich 

umschreiben zu lassen. 

 

(10) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu 

ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei 

Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der 

Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 

 

(11) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und zur Pflege der Grabstätte. 

 

(12) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten 

Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhefrist zurückgegeben werden. Eine 

Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. 

 

(13) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zulässig. 

 

(14) Auf einer Wahlgrabstätte können zusätzlich 2 Urnen je Grab beigesetzt werden. 

 

§16 

Urnengrabstätten 

(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in 

 

a) Urnenreihengrabstätten und Urnenreihengrabstätten unter dem "Grünen Rasen", 

b) Urnenwahlgrabstätten, 

c) Wahlgrabstätten. 

 

(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und im 

Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden. Ein 

Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nicht möglich. 
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(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf 

Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und 

deren Lage gleichzeitig im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt wird. Je Grabstätte 

können 4 Urnen beigesetzt werden. 

 

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften 

für die Reihengrabstätten und für die Wahlgrabstätten entsprechend auch für 

Urnengrabstätten. 

 

(5) Für Urnenreihengrabstätten unter dem "Grünen Rasen" gilt Abs. 2 Satz 1 entsprechend. 

Die Beisetzung kann im Beisein der Hinterbliebenen und der Trauergäste stattfinden, 

soweit die/der Verstorbene nichts Gegenteiliges verfügt hat. Das Betreten dieses 

Grabfeldes ist nicht gestattet. Trauergebinde und Blumenschmuck zur Ehrung der 

Verstorbenen dürfen nur an dem vorhandenen Gedenkstein abgelegt werden. Für die 

Dauer der Ruhezeit besteht die Möglichkeit zum Erwerb und Aufbringung eines 

Namensschildes auf einer Gedenkstele. 

 

§17 

Ehrengrabstätten 

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder in 

geschlossenen Feldern) obliegt der Samtgemeinde. 

 

V. Gestaltung der Grabstätten 

§18 

Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der 

Friedhofszweck und der Zweck dieser Satzung sowie die Würde des Friedhofes in seinen 

einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 

 

(2) Die einzelnen Abteilungen werden im Belegungsplan ausgewiesen. 

 

(3) Die Größe der Grabstätten beträgt: 

 

a) Wahlgrabstätte für eine Erdbestattung  2,00 m x 1,00 m 

b) Reihengrabstätte für eine Erdbestattung 2,00 m x 1,00 m 

c) Kindergrabstätte für eine Erdbestattung 1,25 m x 0,65 m 

d) Urnenwahlgrabstätte    1,00 m x 1,00 m 

e) Urnenreihengrabstätte    0,50 m x 0,50 m 

f) Urnenreihengrabstätte „Grüner Rasen“  0,50 m x 0,50 m 
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VI. Grabmale und bauliche Anlagen 

§19 

Abteilungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 

(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen in Abteilungen mit allgemeinen 

Gestaltungsvorschriften unterliegen unbeschadet der Bestimmungen des § 18 in ihrer 

Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung keinen zusätzlichen 

Anforderungen. Die Mindeststärke der Grabmale beträgt ab 0,40 m - 1,00 m Höhe 0,12 

m, ab 1,00 m - 1,50 m Höhe 0,16 m und ab 1,50 m Höhe 0,18 m. 

 

(2) Die Samtgemeinde kann weitergehende Anforderungen verlangen, wenn dies aus 

Gründen der Standsicherheit erforderlich ist. 

 

(3) Grabmale aus Metall sind nicht gestattet. 

 

§ 20 

Verwendung von Natursteinen 

(1) Natursteine dürfen auf den Friedhöfen der Samtgemeinde nur verwendet werden, wenn 

 

1. Glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem Staat oder Gebiet gewonnen oder 

hergestellt wurden, in dem das Übereinkommen über das Verbot und unverzügliche 

Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 

1999 (BGBl. 2001 S. 1291, Bekanntmachung vom 28. Juni, BGBl. II S 2352) 

eingehalten wird, 

oder 

2. Ein Nachweis nach Absatz 3 vorliegt. 

 

(2) Welche Staaten und Gebiete die satzungsgemäßen Voraussetzungen nach Abs. 1 Nr. 1 

erfüllen, ist durch Auslegung zu ermitteln. Derzeit erfüllen folgendende Staaten diese 

Voraussetzungen: Australien, Belgien, Bosnien-Herzegowinna, Brasilien, Bulgarien, 

Dänemark, Estlandd, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Israel, 

Island, Italien, Japan, Kanada, Kosovo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 

Luxemburg, Malta, Mazedonien, Niederlande, Norwegen, Östereich, Polen, Portugal, 

Rumänen, Russland, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Türkei, 

Tschechien, Urkraine, Ungarn, Vereinigtes Königkreich, Vereinigte Staaten von 

Ameriaka, Zypern, 

 

(3) Um zu verhindern, dass Natursteine verwendet werden, die in einem der in Satz 2 

genannten Staaten oder das Gebiet zuvor aus einem Drittland importiert worden sind, in 

dem das in Abs. 1 Nr. 1 genannten Übereinkommen nicht eingehalten wird, ist eine 

dahingehende Erklärung abzugeben. 

Als Nachweis nach Abs. 1 Nr. 2 gilt ein Zertifikat einer der nachfolgenden 

Organisationen: 
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1. Faire Stone 

2. IGEP 

3. Wergroep Duurzame Natursteen – WGDN 

4. Xertifix 

Eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle oder Vereinigung im Sinne des § 13 a 

Abs. 3 S. 4 des Nds. BestattG setzt voraus, dass die erklärende Stelle 

1. über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet des Übereinkommens 

über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung des schlimmsten 

Formen von Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 verfügt, 

2. weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Steinen 

beteiligt ist, 

3. ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Abgabe der gleichwertigen Erklärung 

dokumentiert und die Dokumentation auf Anforderung des Friedhofsträgers zur 

Einsichtnahme bereitstellt, 

4. erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von Kinderarbeit durch 

unangekündigte Kontrollen im Herstellungsstaat vergewissert hat. 

 

(4) Für die Glaubhaftmachung und das Vorlegen von Nachweisen können die in § 26 des 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) genannten Beweismittel verwendet werden. Die 

Glaubhaftmachung ist auch durch eine in § 27 VwVfG geregelte Versicherung an Eides 

Statt möglich; verlangt werden darf deren Vorlage mangels einer gesetzlichen Regelung 

nicht. 

 

(5) Für die abzugebende Erklärung ist das in der Anlage beigefügte Muster „Erklärung über 

die Vorlage von Nachweisen nach § 13 a Nds. BestattG zu verwenden. 

  

§21 

Zustimmungserfordernis 

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen 

Zustimmung der Samtgemeinde. Auch provisorische Grabmale sind 

zustimmungspflichtig, sofern sie größer als 0,15 m x 0,30 m sind. Der Antragsteller hat 

bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten die Grabnummernkarte vorzulegen, bei 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten sein Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 

(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen: 

 

a) Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe 

des Materials, seiner Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der 

Symbole sowie der Fundamentierung. 

b) Soweit es zum Verständnis erforderlich ist, Zeichnungen der Schrift, der Ornamente 

und der Symbole im Maßstab 1:2 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, 

des Inhalts, der Form und der Anordnung. 

In besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im Maßstab 1:10 oder das 

Aufstellen einer Attrappe in natürlicher Größe auf der Grabstätte verlangt werden. 
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(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedürfen 

ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Samtgemeinde. Die Absätze 1 und 

2 gelten entsprechend. 

 

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht 

binnen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist. 

 

(5) Die nichtzustimmungspflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte 

Holztafeln oder Holzkreuze zulässig und dürfen nicht länger als 2 Jahre nach der 

Beisetzung verwendet werden. 

 

§22 

Anlieferung 

(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist der 

Samtgemeinde der genehmigte Aufstellungsantrag vorzulegen. 

 

(2) Die Grabmale oder sonstigen baulichen Anlagen sind so zu liefern, dass sie am 

Friedhofseingang von der Samtgemeinde überprüft werden können, Einzelheiten hierzu 

kann die Samtgemeinde bestimmen. 

 

§23 

Fundamentierung und Befestigung 

(1) Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln 

des Handwerks (Richtlinien des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, 

Stein- und Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen von 

Grabdenkmälern in der jeweils geltenden Fassung) so zu fundamentieren und zu 

befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter 

Gräber nicht Umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen 

entsprechend. 

 

(2) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. Die Mindeststärke 

der Grabmale bestimmt sich nach § 19. 

 

§24 

Unterhaltung 

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und 

verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist insoweit bei 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten der Inhaber der Grabnummernkarte, bei 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte. 

 

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen und Teilen 

davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich 
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Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Samtgemeinde auf Kosten des 

Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegung von Grabmalen) treffen. Wird 

der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Samtgemeinde nicht 

innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Samtgemeinde 

berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen. 

Die Samtgemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. Ist 

der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, 

genügt als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der 

Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 

 

(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der durch das Umstürzen von 

Grabmalen oder Grabmalteilen verursacht wird. 

 

(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die 

als besondere Eigenart eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem 

Verzeichnis geführt. Die Samtgemeinde kann die Zustimmung zur Änderung derartiger 

Grabmale und baulichen Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen 

Denkmalschutz- und -pflegebehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu 

beteiligen. 

 

§25 

Entfernung 

(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale nur mit vorheriger 

schriftlicher Zustimmung der Samtgemeinde entfernt werden. Bei Grabmalen im Sinne 

des § 23 Abs. 4 kann die Samtgemeinde die Zustimmung versagen. Dies gilt jedoch nur, 

sofern der Nutzungsberechtigte insoweit bei Erwerb der Grabstätte oder Antragstellung 

im Sinne von § 20 schriftlich sein Einverständnis erteilt hat. 

 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten/Reihengrabstätten und dem „Grünen 

Rasen“/Urnenreihengrabstätten oder nach der Entziehung von Grabstätten und 

Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen zu entfernen. Das 

Entfernen von Grabmalen und sonstige bauliche Anlagen durch den 

Nutzungsberechtigten bzw. den Verpflichteten ist der Samtgemeinde anzuzeigen. Der 

Nutzungsberechtigte bzw. Der Verpflichtete hat die Grabstätte fachgerecht abzuräumen, 

einzuebnen, Wurzelwerk zu entfernen, Mutterboden aufzufüllen, Rasen einzusäen und 

für eine fachgerechte Entsorgung der Grabmale und Fundament Sorge zu tragen. 

Geschieht dies nicht binnen 3 Monaten, so ist die Samtgemeinde berechtigt, die 

Grabstätte abräumen zu lassen. Die Samtgemeinde ist nicht verpflichtet, das Grabmal 

oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen 

gehen entschädigungslos in das Eigentum der Samtgemeinde über. Sofern 

Wahlgrabstätten von der Samtgemeinde abgeräumt werden, hat der jeweilige 

Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 

 

(3) Die Samtgemeinde ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte Grabmale einen 

Monat nach Benachrichtigung des Inhabers der Grabnummernkarte oder des 

Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten entfernen zu lassen. 
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VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätte  

§26 

Herrichtung und Unterhaltung 

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 18 hergerichtet und dauernd 

verkehrssicher instandgehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. 

Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen und 

an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 

 

(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, den besonderen 

Charakter des Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die 

Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 

öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. 

 

(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten der Inhaber der Grabnummernkarte, bei 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte verantwortlich. Die 

Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes. 

 

(4) Die Herrichtung und jede wesentliche Änderung bedarf der vorherigen schriftlichen 

Zustimmung der Samtgemeinde. Der Antragsteller hat bei 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten die Grabnummernkarte vorzulegen, bei 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten sein Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 

(5) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und 

pflegen oder damit einen zugelassenen Friedhofsgärtner beauftragen.  

 

(6) Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der 

Bestattung, Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten nach dem 

Erwerb des Nutzungsrechtes hergerichtet werden. 

Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb 

der Grabstätten obliegt ausschließlich der Samtgemeinde. 

(7) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der 

Grabpflege ist nicht gestattet. 

 

(8) Kunststoffe und sonstige nicht biologisch abbaubare Materialien sowie nicht 

kompostierbare Materialien dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, 

insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im Grabschmuck und bei 

Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze bleiben, nicht 

verwandt werden. Ausgenommen sind Grabvasen, Markierungszeichen und 

Gießkannen. 
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§27 

Vernachlässigung der Grabpflege 

(1) Wird eine Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet 

oder gepflegt, hat der Verantwortliche (§ 25 Abs. 3) nach schriftlicher Aufforderung der 

Samtgemeinde die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu 

bringen. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu 

ermitteln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur 

Herrichtung und Pflege hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwortliche 

durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Samtgemeinde in 

Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, 

kann die Samtgemeinde 

 

a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 

b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen. 

 

(2) Für Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten gelten Abs. 1 Satz 1 bis 3 entsprechend. 

Kommt der Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann die 

Samtgemeinde in diesem Fall die Grabstätte auf seine Kosten in Ordnung bringen lassen 

oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen. In dem Entziehungsbescheid 

wird der Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen 

Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides 

zu entfernen. 

 

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die 

Aufforderung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 

besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Samtgemeinde den Grabschmuck entfernen. 

 

 

VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern 

§28 

Benutzung der Leichenhalle 

(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur 

mit Erlaubnis der Samtgemeinde und in Begleitung eines Angehörigen des 

Friedhofspersonals betreten werden. 

 

(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die 

Angehörigen die Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind 

vor Beginn Beisetzung endgültig zu schließen. 

 

(3) Die Särge der meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten Verstorbenen sollen in einem 

besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Räumen 

und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen Zustimmung des 

Amtsarztes. 
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§29 

Trauerfeier 

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle), am Grab 

oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

 

(2) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an 

einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des 

Zustandes der Leiche bestehen. 

 

(3) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf den Friedhöfen bedarf der vorherigen 

Anmeldung bei der Samtgemeinde. 

 

 

IX. Schlussvorschriften  

§30 

Alte Rechte 

(1) Bei Grabstätten, über welche die Samtgemeinde bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits 

verfügt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen 

Vorschriften. 

 

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von 

unbegrenzter oder unbestimmter Dauer werden auf zwei Nutzungszeiten nach § 15 Abs. 

1 oder § 16 Abs. 3 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor 

Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt 

beigesetzten Leiche oder Asche. 

 

§31 

Haftung 

Die Samtgemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der 

Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere 

entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Im Übrigen 

haftet die Samtgemeinde nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über 

Amtshaftung bleiben unberührt. 

§32 

Gebühren 

Für die Benutzung der von der Samtgemeinde verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen 

sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 
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§33 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 Niedersächsisches 

Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 

Geboten oder Verboten dieser Satzung zuwiderhandelt, insbesondere 

 

a) die Ordnung auf den Friedhöfen stört (§ 6), 

b) die Bestimmungen des § 7 nicht beachtet, 

c) die Anforderungen an Särge und Trauergebinden nicht einhält (§ 9) und gegen das 

Kunststoffverbot verstößt (§26 Abs. 9), 

d) die allgemeinen Gestaltungsvorschriften für Grabstätten nicht einhält ( §§18 und 19), 

e) die Zustimmung nach § 21 nicht einholt, 

f) die Standsicherheit der Grabmale nicht gewährleistet (§§ 23 und 24), 

g) vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit ohne vorherige Zustimmung der 

Samtgemeinde Grabmale entfernt (§25), 

h) die gärtnerische Gestaltung der Gräber nicht einhält (§ 26), 

i) die Leichenhalle nicht ordnungsgemäß benutzt (§ 28). 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,- € geahndet werden. 

 

§34 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten die 

Friedhofssatzung vom 01.01.2010 und die dazu ergangenen Änderungen außer Kraft. 

Grasleben,  Februar 2019 

Der Samtgemeindebürgermeister 

 

 

Janze 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage 1 

20 
 

Anlage zu § 20 der Satzung 
 

Erklärung über die Vorlage von Nachweisen nach § 13 a BestattG 
 

 
 
 
 
 
oder 
 
 
 
 
oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
____________________________ ___________________________ ________________ 
Ort     Datum     Unterschrift 

Die Natursteine stammen aus einem Staat oder Gebiet, in dem das in § 13 a 

Abs. 2 Nr. 1 BestattG genannte übereinkommen (ILO 182) als eingehalten gilt, 

nämlich: …………………………………………………………………………… 

Ich erkläre, dass die Natursteine in den vorstehend genannten Statt oder das 

Gebiet nicht zuvor aus einem Drittland importiert worden sind, in dem das in     

§ 13 a Abs. 2 Nr. 1 BestattG genannte Übereinkommen nicht eingehalten wird. 

Da die Natursteine nicht aus einem Staat oder Gebiet stammen, in dem das in 

§ 13 a Abs. 2 Nr. 1 BestattG genannte Übereinkommen (ILO 182) als 

eingehalten gilt, wird als Nachweis ein Zertifikat einer der nachfolgend 

aufgeführten Organisationen vorgelegt: 

2.1  Fair Stone 
2.2  IGEP 
2.3 Werkgroep Duurzame Natursteen – WGDN 
2.4 Xertifix 

Der Nachweis wird durch eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle 
oder Vereinigung im Sinne des § 13 a Abs. 3 S. 4 BestattG erbracht, 
 
nämlich ………………………………………………………………………. 
 
Die erklärende Stelle 

- Verfügt über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse, 
- Ist weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel 

mit Steinen beteiligt, 
- Erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von 

Kinderarbeit durch unangekündigte Kontrollen im Herstellungsstaat 
vergewissert hat, 

- dokumentiert ihre Tätigkeit und stellt die Dokumentation auf 
Anforderung des Friedhofsträgers zur Einsichtnahme zur Verfügung. 

 
 
 

 

 

 

Zutreffen-

des bitte 

ankreuzen 
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Änderungsentwurf vom 11.02.2019 

Samtgemeinde Grasleben 

Friedhofssatzung der Samtgemeinde Grasleben 

Aufgrund § 72 Abs. 1 Ziffer 6, § 71 Abs. 2, §§ 6, 8 und 40 Abs. 1 Ziffer 4 der Nds. 

Gemeindeordnung (NGO) §§10, 58 Abs. 1 Nr. 5, § 98 Abs. 1 Nr. 6 i.Vm. § 13 Nr. 2 b) 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der zz. geltenden Fassung 

hat der Rat der Samtgemeinde Grasleben in seiner Sitzung am 23.11.2009 11.02.2019 

folgende Satzung beschlossen: 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Die in der Satzung verwendeten Personenbezeichnungen gelten für Frauen, Männer und 

Gender. 

§1 

Geltungsbereich 

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Samtgemeinde Grasleben gelegenen 

und von ihr verwalteten Friedhöfe: 

a) Friedhof Ahmstorf  

b) Friedhof Grasleben  

c) Friedhof Mariental  

d) Friedhof Querenhorst  

e) Friedhof Rennau 

f) Friedhof Rottorf 

§2 

Friedhofszweck 

(1) Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige Anstalten der Samtgemeinde Grasleben. Die 

Friedhöfe Ahmstorf, Grasleben, Mariental, Querenhorst, Rennau und Rottorf werden als 

eine öffentliche Einrichtung der Samtgemeinde Grasleben im Sinne des § 5 NKAG 

betrieben. 

 

(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung oder Beisetzung aller Personen, die bei ihrem 

Ableben Einwohner der Samtgemeinde Grasleben waren (mit Ausnahme der Bewohner 

der im Gebiet der Samtgemeinde Grasleben befindlichen Alten- und Pflegeheimen) oder 

ein Recht auf Beisetzung oder Bestattung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Die 

Bestattung oder Beisetzung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der 

Samtgemeinde. 

 

(3) Die Friedhöfe sind teilweise Eigentum der Samtgemeinde und der evangelischen 

Kirchengemeinde. 
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§3 

Bestattungsbezirke 

(1) Das Samtgemeindegebiet wird in folgende Bestattungsbezirke eingeteilt: 

 

a) Bestattungsbezirk des Friedhofs Ahmstorf 

Er umfasst das Gebiet des Ortsteils Ahmstorf. 

 

b) Bestattungsbezirk des Friedhofs Grasleben: 

Er umfasst das Gebiet der Gemeinde Grasleben. 

 

c) Bestattungsbezirk des Friedhofs Mariental: 

Er umfasst das Gebiet der Gemeinde Mariental. 

 

d) Bestattungsbezirk des Friedhofs Querenhorst: 

Er umfasst das Gebiet der Gemeinde Querenhorst. 

 

e) Bestattungsbezirk des Friedhofs Rennau: 

Er umfasst das Gebiet des Ortsteils Rennau. 

 

f) Bestattungsgebiet des Friedhofs Rottorf: 

Er umfasst das Gebiet des Ortsteils Rottorf. 

 

(2) Die Verstorbenen werden auf dem Friedhof des Bestattungsbezirkes bestattet, in dem sie 

zuletzt ihren Wohnsitz hatten. Etwas anderes gilt, wenn Die Bestattung auf einem 

anderen Friedhof ist möglich, wenn dies gewünscht wird und die Belegung es zulässt. 

Ebenso soll die Bestattung auf einem anderen Friedhof gestattet werden, wenn 

 

a) ein Nutzungsrecht an einer bestimmten Grabstätte auf einem anderen Friedhof 

besteht, 

 

b) Eltern, Kinder oder Geschwister auf einem anderen Friedhof bestattet sind, 

 

c) der Verstorbene in einer bestimmten Grabstätte beigesetzt werden soll und solche 

Grabstätten auf dem Friedhof des Bestattungsbezirkes nicht zur Verfügung stehen. 

 

(3) Die Samtgemeinde kann Ausnahmen zulassen. 

 

§4 

Schließung und Entwidmung 

(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können aus wichtigem öffentlichenm Interesse für weitere 

Bestattungen ganz oder teilweise  geschlossen gesperrt (Schließung) oder einer anderen 

Verwendung zugeführt (Entwidmung) werden (Entwidmung). 

 

(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. Soweit 

Ddurch Schließung erlischt das Recht auf weitere Bestattungen in 
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Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten erlischt, wird . dDem Nutzungsberechtigten wird 

für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine 

andere Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kann er 

die Umbettung bereits bestatteter Leichen verlangen. 

 

(3) Durch die Entwidmung geht wird die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestätte der 

Toten verloren aufgehoben. Die in Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten 

Bestatteten werden, falls die Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, die in 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten Bestatteten, falls die Nutzungszeit noch nicht 

abgelaufen ist, auf Kosten der Samtgemeinde in eine andere Grabstätte umgebettet. Die 

Bestatteten werden, falls die Ruhezeit (bei Reihengrabstätten, Grabstätten auf dem 

„Grünen Rasen“) bzw. die Nutzungszeit (bei Wahlgrabstätten und Urnenwahlgrabstätten) 

noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Samtgemeinde in andere Grabstätten 

umgebettet.  

(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekanntgegeben. Der/Die 

Nutzungsberechtigte einer Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem einen 

schriftlichen Bescheid, wenn sein/ihr Aufenthalt bekannt oder ohne besonderen Aufwand 

zu ermitteln ist. 

 

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig 

sind sie bei Reihengrabstätten/, Reihengrabstätten auf dem „Grünen Rasen“, 

Urnenreihengrabstätten, Urnenreihengrabstätten auf dem „Grünen Rasen“, einem 

Angehörigen des Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten dem 

Nutzungsberechtigten mitzuteilen. 

 

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Samtgemeinde auf ihre Kosten in ähnlicher Weise wie 

die Grabstätten auf den entwidmeten oder außer Dienst gestellten 

Friedhöfen/Friedhofsteilen hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand 

des Nutzungsrechtes. 

 

II. Ordnungsvorschriften 

§5 

Öffnungszeiten 

(1) Die  Der Friedhof Friedhöfe sind während der an den Eingängen bekanntgegebenen 

Zeiten für den Besuch ist von Tagesanbruch bis Anbruch der Dunkelheit für den Besuch 

geöffnet. 

 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes 

oder einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 

 

§6 

Verhalten auf den Friedhöfen 
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(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung der 

Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besuchern entsprechend zu verhalten. Die 

Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Wer Anordnungen der mit der 

Aufsicht betrauten Person nicht Folge leistet oder gegen die Bestimmungen dieser 

Friedhofssatzung verstößt, kann vom Friedhof verwiesen werden. 

 

(2) Kinder unter 1012 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten. 

 

(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräten (z.B. Rollschuhen, Inlineskater) 

zu befahren, Kinderwagen und Rollstühle Krankenfahrstühle sowie Fahrzeuge der 

Samtgemeinde und der für den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden 

ausgenommen, 

b) der Verkauf von Waren aller Art sowie das Anbieten von gewerblichen 

Diensteleistungen anzubieten oder diesbezüglich zu werben, 

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten 

auszuführen, 

d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu fotografieren die Erstellung und Verwertung 

von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen und deren Verbreitung (z.B. von 

Gedenkmäler) über den familiären Zweck hinaus – speziell die Einstellung in das 

Internet- grundsätzlich nicht gestattet. Ausnahmegenehmigungen bedürfen einer 

schriftlichen Begründung und der Zustimmung der Samtgemeinde.,  

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druckschriften, die im Rahmen der 

Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 

f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen 

oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen sowie 

Rasenflächen, soweit sie nicht als Zuwegung dienen, sowie und Grabstätten und 

Grabeinfassungen unberechtigt zu betreten, soweit dies nicht zur Grabpflege 

erforderlich ist, 

g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 

g)h) zu lärmen, zu spielen oder zu lagern und Alkohol zu trinken  

h)i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde. 

 

(4) Die Samtgemeinde kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des 

Friedhofes und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

 

(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende 

Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Samtgemeinde; sie sind spätestens 4 

Tage vorher anzumelden. 

 

§7 

Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 

(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen zur 

Ausübung ihrer gewerblichen für Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen 

Zulassung durch die Samtgemeinde, die gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. 
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Andere Gewerbetreibende müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der Samtgemeinde 

anzeigen. 

 

(2) Auf ihren Antrag hin werden nur solche  die in Abs. 1 genannten Gewerbetreibende 

zugelassen, die 

 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind 

b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder in die 

Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige Qualifikation verfügen 

undFachlich geeignet sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in 

der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofes die 

angemessene Gründungsart zu wählen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der 

Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel 

auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. Ferner müssen sie die 

Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein, mit Hilfe von 

Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokomentieren 

c) Sie haben eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachzuweisen können. 

 

(3) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer BerechtigungskarteZulassungsbescheid. 

Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben für ihre Bediensteten einen 

Bedienstetenausweis auszustellen. Die Zulassung und der Bedienstetenausweis sind 

dem aufsichtsberechtigten Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung 

kann befristet werden. 

 

(4) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu 

ergangenen Regelungen sowie alle sonstigen Gesetze, Verordnungen und die 

Bestimmungen der Unfallverhütungsvorschriften zu beachten. Die Gewerbetreibenden 

haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer 

Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 

 

(5) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der 

Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die Arbeiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der 

Öffnungszeiten des Friedhofes, spätestens um 19.00 Uhr, an Samstagen und Werktagen 

vor Feiertagen spätestens um 13.00 Uhr zu beenden. Soweit Öffnungszeiten nicht 

festgelegt sind, dürfen die Arbeiten in den Monaten März bis Oktober nicht vor 6.00 Uhr 

und in den Monaten November bis Februar nicht vor 7.00 Uhr begonnen werden. Die 

Samtgemeinde kann Verlängerungen der Arbeitszeiten zulassen. 

 

(6) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen 

nur vorübergehend und an den von der Samtgemeinde genehmigten Stellen gelagert 

werden, an denen sie nicht behindern. Bei Beendigung oder Unterbrechung der 

Tagesarbeit der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen 

ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Die Gewerbetreibenden dürfen auf den 

Friedhöfen keinerlei Abfall, Abraum, Rest- und Verpackungsmaterial ablagern. 

Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe 

gereinigt werden. 

 

(7) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den europäischen 



Anlage 2 

Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer 

Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden haben für jeden 

Bediensteten bei der Samtgemeinde einen Ausweis zu beantragen. Die 

Bedienstetenausweise sind dem Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen. 

Absätze 1 - 3 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren kann über eine 

einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Niedersachsen 

abgewickelt werden. 

 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

§8 

Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes Beurkundung des Sterbefalls 

bei der Samtgemeinde anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen 

beizufügen. 

 

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte 

beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 

(3) Soll eine AschenUrnenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die 

Einäscherung vorzulegen. 

 

(4) Die Samtgemeinde setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Bestattungen erfolgen 

regelmäßig an Werktagen. Folgen zwei Feiertage aufeinander, so kann die Bestattung 

auch am zweiten Feiertag stattfinden. 

 

(5) Erdbestattungen und Einäscherungen sollen innerhalb von acht Tagen in der Regel 

spätestens 96 Stunden nach seit dem Eintritt des Todes erfolgen. Aschen Urnen müssen 

spätestens innerhalb eines Monats 2 Monate nach der Einäscherung bestattet werden, 

anderenfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen in einer 

Urnenreihengrabstätte bestattet. 

 

§9 

Särge 

(1) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 

Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur Vermeidung von 

Umweltbelastungen nur Särge, Sargzubehör und -ausstattung aus leicht biologisch 

abbaubarem Materialien (z.B. Vollholz) erlaubt, die keine PVC-, PCP-, 

formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umweltgefährdenden 

Lacke und Zusätze enthalten. Die Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und 

Naturtextilien biologisch abbaubarem Materialien bestehen. Auch Überurnen, die in der 

Erde beigesetzt werden, müssen aus leicht abbaubarem, umweltfreundlichenm Material 

bestehen. 
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(2) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit 

sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der 

Samtgemeinde bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

 

(3) Trauergebinde und Kränze sind nur zugelassen, wenn sie aus natürlichen, biologisch 

abbaubaren Materialien bestehen. Das Anliefern von Gebinden mit Kunststoffen, von 

Plastikblumen und Folienbändern ist untersagt. Gebinde oder Ausschmückungen, die 

nicht den vorgenannten Anforderungen entsprechen, sind unmittelbar nach der 

Trauerfeier vom Friedhof zu entfernen. Der anliefernde Gärtner oder Bestatter hat sie 

wieder abzuholen; im Zweifelsfall hat der Bestatter als Erfüllungsgehilfe der 

Bestattungspflichtigen für die Entfernung zu sorgen. 

 

§10 

Ausheben der Gräber 

(1) Die Gräber werden von der Samtgemeinde ausgehoben und wieder verfüllt. Mit 

Gestattung der Samtgemeinde dürfen Gräber auch durch Gewerbetreibende 

ausgehoben und verfüllt werden. Die Regelungen des § 7 Absätze 3, 6, 7 und 8 gelten 

sinngemäß. 

 

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur 

Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 

m. 

 

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke 

Erdwände getrennt sein. 

 

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern beim 

Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die 

Samtgemeinde entfernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden Kosten durch 

den Nutzungsberechtigten der Samtgemeinde zu erstatten. 

 

§11 

Ruhezeiten 

Die Ruhezeiten für Leichen und Aschen beträgt 30 Jahre. 

 

§12 

Umbettungen 

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

 

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen unbeschadet der sonstigen gesetzlichen 

Vorschriften der vorherigen Zustimmung der Samtgemeinde. Die Zustimmung kann nur 

bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden, bei Umbettungen innerhalb der 
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Samtgemeinde im ersten Jahr der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden 

öffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte 

in eine andere Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte sind innerhalb der 

Samtgemeinde nicht zulässig. § 4 Abs. 2 und 3 bleiben unberührt. 

 

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können nur mit 

vorheriger Zustimmung der Samtgemeinde in belegte Grabstätten umgebettet werden. 

 

(4) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten der verfügungsberechtigte Angehörige des 

Verstorbenen, bei Umbettungen aus Wahlgrabstätten/Urnengrabstätten der jeweilige 

Nutzungsberechtigte. Mit dem Antrag ist die Grabnummernkarte nach § 14 Abs. 1 Satz 2, 

§ 16 Abs. 2 Satz 2, bzw. die Verleihungsurkunde nach § 15 Abs. 4, § 16 Abs. 5, 

vorzulegen. In den Fällen des § 26 27 Abs. 1 Satz 4 und bei Entziehung von 

Nutzungsrechten gem. § 26 27 Abs. 2 Satz 2 können Leichen oder Aschen, deren 

Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten umgebettet werden. 

 

(5) Alle Umbettungen werden von der Samtgemeinde durchgeführt. Sie bestimmt den 

Zeitpunkt der Umbettung. 

 

(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten 

Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragsteller zu 

tragen. 

 

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 

 

(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur aufgrund 

behördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden. 

 

 

IV. Grabstätten  

§13 

Arten der Grabstätten 

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte 

nur nach dieser Satzung erworben werden. 

 

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 

 

a) Reihengrabstätten 

b) Wahlgrabstätten 

c) Urnenreihengrabstätten 

c)d) Urnenreihengrabstätten unter dem „Grünen Rasen“ wahlweise mit 

Namensschild 

d)e) Urnenwahlgrabstätten 

e)f) Ehrengrabstätten 
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(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach 

bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

 

§14 

Reihengrabstätten 

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und 

im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Über die 

Zuteilung wird eine Grabnummernkarte erteilt. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes 

an der Reihengrabstätte ist nicht möglich. 

 

(2) Es werden eingerichtet: 

 

a) Reihengrabfelder für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr, 

b) Reihengrabfelder für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr, 

c) Reihengrabfelder für Erdbestattungen unter dem „Grünen Rasen“. 

 

(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zulässig, in 

einer Reihengrabstätte die Leichen eines Kindes unter einem Jahr und eines 

Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter 

5 Jahren zu bestatten. 

 

(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten 

ist 3 Monate vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld 

bekanntzumachen. 

 

(5) Reihengrabstätten unter dem „Grünen Rasen“ werden von der Samtgemeinde angelegt 

und für die Dauer der Ruhezeit gepflegt. Grabmale sind auf diesen Grabstätten nur als 

liegende und mit Rasenpflegegeräten überfahrbare Steinplatte mit den Maßen 0,60 x 

0,40 m zulässig. Die Platte darf als Inschrift den Namen des Verstorbenen sowie den 

Geburts- und Sterbetag tragen. Das Beschaffen und setzen der Platte ist Sache der 

Hinterbliebenen. Die Bestimmungen des VI. Abschnitts „Grabmale und bauliche Anlagen“ 

gelten sinngemäß. 

 

§15 

Wahlgrabstätten 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein 

Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im 

Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. 

 

(2) Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworben werden. Ein Wiedererwerb 

ist nur auf Antrag und nur für die gesamte Wahlgrabstätte für die Dauer von max. 15 

Jahren möglich. Ein mehrmaliger Wiedererwerb ist möglich, wenn in den letzten 15 

Jahren vor Ablauf der Nutzungszeit eine weitere Bestattung erfolgt ist. 

 



Anlage 2 

(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten als Einfachgräber 

vergeben. In einem Einfachgrab kann eine Leiche bestattet werden. Nach Ablauf der 

Ruhezeit einer Leiche kann eine weitere Bestattung erfolgen, wenn die restliche 

Nutzungszeit die Ruhezeit erreicht oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis 

zum Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. 

 

(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Aushändigung der Verleihungsurkunde. 

 

(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 3 Monate 

vorher schriftlich, falls er nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln 

ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung und durch einen Hinweis für die Dauer von 3 

Monaten auf der Grabstätte hingewiesen. 

 

(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die 

Nutzungszeit nicht überschreitet oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 

Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. 

 

(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines 

Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im 

Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag 

übertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 

Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen 

Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über: 

 

a) auf den überlebenden Ehegatten und eingetragenen Lebenspartnern, 

b) auf die Kinder, 

c) auf die Stiefkinder, 

d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 

e) auf die Eltern, 

f) auf die vollbürtigen Geschwister, 

g) auf die Stiefgeschwister, 

h) auf die nicht unter a) - g) fallenden Erben 

Innerhalb der einzelnen Gruppen b) - d) und f) - h) wird der Älteste Nutzungsberechtigter. 

(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine Person aus dem 

Kreis der in Abs. 7 Satz 2 genannten Personen übertragen, er bedarf hierzu der 

vorherigen Zustimmung der Samtgemeinde. 

 

(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich 

umschreiben zu lassen. 

 

(10) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu 

ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei 

Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der 

Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 

  

(10)(11) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und zur Pflege der 

Grabstätte. 
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(11)(12) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten 

Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhefrist zurückgegeben werden. Eine 

Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. 

 

(12)(13) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zulässig. 

 

(13)(14) Auf einer Wahlgrabstätte können zusätzlich 2 Urnen je Grab beigesetzt 

werden. 

 

§16 

Urnengrabstätten 

(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in 

 

a) Urnenreihengrabstätten (hierin zählen auch die und Urnenreihengrabstätten unter 

dem "Grünen Rasen") 

b) Urnenwahlgrabstätten 

c) Grabstätten für Erdbestattungen mit Ausnahme der 

Reihengrabstätten.Wahlgrabstätten 

 

(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und im 

Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden. Ein 

Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nicht möglich. 

 

(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf 

Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und 

deren Lage gleichzeitig im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt wird. Je Grabstätte 

können 4 Urnen beigesetzt werden. 

 

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften 

für die Reihengrabstätten und für die Wahlgrabstätten entsprechend auch für 

Urnengrabstätten. 

 

(5) Für Urnenreihengrabstätten unter dem "Grünen Rasen" gilt Abs. 2 Satz 1 entsprechend. 

Die Beisetzung kann im Beisein der Hinterbliebenen und der Trauergäste stattfinden, 

soweit die/der Verstorbene nichts Gegenteiliges verfügt hat. Das Betreten dieses 

Grabfeldes ist nicht gestattet. Trauergebinde und Blumenschmuck zur Ehrung der 

Verstorbenen dürfen nur an dem vorhandenen Gedenkstein abgelegt werden. Für die 

Dauer der Ruhezeit besteht die Möglichkeit zum Erwerb und Aufbringung eines 

Namensschildes auf einer Gedenkstele. 

 

§17 

Ehrengrabstätten 

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder in 

geschlossenen Feldern) obliegt der Samtgemeinde. 
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V. Gestaltung der Grabstätten 

§18 

Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der 

Friedhofszweck und der Zweck dieser Satzung sowie die Würde des Friedhofes in seinen 

einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 

 

(2) Die einzelnen Abteilungen werden im Belegungsplan ausgewiesen. 

 

(3) Die Größe der Grabstätten beträgt: 

 

a) Wahlgrabstätte für eine Erdbestattung  2,00 m x 1,00 m 

b) Reihengrabstätte für eine Erdbestattung 2,00 m x 1,00 m 

c) Kindergrabstätte für eine Erdbestattung 1,25 m x 0,65 m 

d) Urnenwahlgrabstätte    1,00 m x 1,00 m 

e) Urnenreihengrabstätte    0,50 m x 0,50 m 

f) Urnenreihengrabstätte „Grüner Rasen“  0,50 m x 0,50 m 

 

 

VI. Grabmale und bauliche Anlagen 

§19 

Abteilungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 

(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen in Abteilungen mit allgemeinen 

Gestaltungsvorschriften unterliegen unbeschadet der Bestimmungen des § 18 in ihrer 

Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung keinen zusätzlichen 

Anforderungen. Die Mindeststärke der Grabmale beträgt ab 0,40 m - 1,00 m Höhe 0,12 

m, ab 1,00 m - 1,50 m Höhe 0,16 m und ab 1,50 m Höhe 0,18 m. 

 

(2) Die Samtgemeinde kann weitergehende Anforderungen verlangen, wenn dies aus 

Gründen der Standsicherheit erforderlich ist. 

 

(3) Grabmale aus Metall sind nicht gestattet. 

 

§ 20 

Verwendung von Natursteinen 

(1) Natursteine dürfen auf den Friedhöfen der Samtgemeinde nur verwendet werden, 

wenn 
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1. Glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem Staat oder Gebiet gewonnen oder 

hergestellt wurden, in dem das Übereinkommen über das Verbot und unverzügliche 

Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 

1999 (BGBl. 2001 S. 1291, Bekanntmachung vom 28. Juni, BGBl. II S 2352) 

eingehalten wird, 

oder 

2. Ein Nachweis nach Absatz 3 vorliegt. 

(2) Welche Staaten und Gebiete die satzungsgemäßen Voraussetzungen nach Abs. 1 Nr. 

erfüllen, ist durch Auslegung zu ermitteln. Derzeit erfüllen folgendende Staaten diese 

Voraussetzungen: Australien, Belgien, Bosnien-Herzegowinna, Brasilien, Bulgarien, 

Dänemark, Estlandd, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Israel, Island, 

Italien, Japan, Kanada, Kosovo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, 

Malta, Mazedonien, Niederlande, Norwegen, Östereich, Polen, Portugal, Rumänen, 

Russland, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Türkei, Tschechien, 

Urkraine, Ungarn, Vereinigtes Königkreich, Vereinigte Staaten von Ameriaka, Zypern, 

(3) Um zu verhindern, dass Natursteine verwendet werden, die in einem der in Satz 2 

genannten Staaten oder das Gebiet zuvor aus einem Drittland importiert worden sind, in dem 

das in Abs. 1 Nr. 1 genannten Übereinkommen nicht eingehalten wird, ist eine dahingehende 

Erklärung abzugeben. 

Als Nachweis nach Abs. 1 Nr. 2 gilt ein Zertifikat einer der nachfolgenden Organisationen: 

1. Faire Stone 

2. IGEP 

3. Wergroep Duurzame Natursteen – WGDN 

4. Xertifix 

Eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle oder Vereinigung im Sinne des § 13 a 

Abs. 3 S. 4 des Nds. BestattG setzt voraus, dass die erklärende Stelle 

1. über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet des 

Übereinkommens über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung 

des schlimmsten Formen von Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 verfügt, 

2. weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Steinen 

beteiligt ist, 

3. ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Abgabe der gleichwertigen Erklärung 

dokumentiert und die Dokumentation auf Anforderung des Friedhofsträger zur 

Einsichtnahme bereitstellt, 

4. erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von Kinderarbeit durch 

unangekündigte Kontrollen im Herstellungsstaat vergewissert hat. 

(4) Für die Glaubhaftmachung und das Vorlegen von Nachweisen können die in § 26 des 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) genannten Beweismittel verwendet werden. Die 
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Glaubhaftmachung ist auch durch eine in § 27 VwVfG geregelte Versicherung an Eides Statt 

möglich; verlangt werden darf deren Vorlage mangels einer gesetzlichen Regelung nicht. 

(5) Für die abzugebende Erklärung ist das in der Anlage beigefügte Muster „Erklärung über 

die Vorlage von Nachweisen nach § 13 a Nds. BestattG zu verwenden. 

  

§2021 

Zustimmungserfordernis 

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen 

Zustimmung der Samtgemeinde. Auch provisorische Grabmale sind 

zustimmungspflichtig, sofern sie größer als 0,15 m x 0,30 m sind. Der Antragsteller hat 

bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten die Grabnummernkarte vorzulegen, bei 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten sein Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 

(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen: 

a) Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe 

des Materials, seiner Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der 

Symbole sowie der Fundamentierung. 

b) Soweit es zum Verständnis erforderlich ist, Zeichnungen der Schrift, der Ornamente 

und der Symbole im Maßstab 1:2 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, 

des Inhalts, der Form und der Anordnung. 

In besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im Maßstab 1:10 oder das 

Aufstellen einer Attrappe in natürlicher Größe auf der Grabstätte verlangt werden. 

(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedürfen 

ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Samtgemeinde. Die Absätze 1 und 

2 gelten entsprechend. 

 

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht 

binnen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist. 

 

(5) Die nichtzustimmungspflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte 

Holztafeln oder Holzkreuze zulässig und dürfen nicht länger als 2 Jahre nach der 

Beisetzung verwendet werden. 

 

§2122 

Anlieferung 

(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist der 

Samtgemeinde der genehmigte Aufstellungsantrag vorzulegen. 

 

(2) Die Grabmale oder sonstigen baulichen Anlagen sind so zu liefern, dass sie am 

Friedhofseingang von der Samtgemeinde überprüft werden können, Einzelheiten hierzu 

kann die Samtgemeinde bestimmen. 
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§2223 

Fundamentierung und Befestigung 

(1) Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln 

des Handwerks (Richtlinien des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, 

Stein- und Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzn von 

Grabdenkmälern in der jeweils geltenden Fassung) so zu fundamentieren und zu 

befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter 

Gräber nicht Umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen 

entsprechend. 

 

(2) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. Die Mindeststärke 

der Grabmale bestimmt sich nach § 19. 

 

§2324 

Unterhaltung 

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und 

verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist insoweit bei Reihengrabstätten / 

Urnenreihengrabstätten der Inhaber der Grabnummernkarte, bei 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte. 

 

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen und Teilen 

davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich 

Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Samtgemeinde auf Kosten des 

Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegung von Grabmalen) treffen. Wird 

der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Samtgemeinde nicht 

innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Samtgemeinde 

berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen. 

Die Samtgemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. Ist 

der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, 

genügt als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der 

Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 

 

(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der durch das Umstürzen von 

Grabmalen oder Grabmalteilen verursacht wird. 

 

(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die 

als besondere Eigenart eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem 

Verzeichnis geführt. Die Samtgemeinde kann die Zustimmung zur Änderung derartiger 

Grabmale und baulichen Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen 

Denkmalschutz- und -pflegebehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu 

beteiligen. 
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§2425 

Entfernung 

(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale nur mit vorheriger 

schriftlicher Zustimmung der Samtgemeinde entfernt werden. Bei Grabmalen im Sinne 

des § 23 Abs. 4 kann die Samtgemeinde die Zustimmung versagen. Dies gilt jedoch nur, 

sofern der Nutzungsberechtigte insoweit bei Erwerb der Grabstätte oder Antragstellung 

im Sinne von § 20 schriftlich sein Einverständnis erteilt hat. 

 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten/Reihengrabstätten und dem „Grünen 

Rasen“/Urnenreihengrabstätten oder nach der Entziehung von Grabstätten und 

Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen zu entfernen. Das 

Entfernen von Grabmalen und sonstige bauliche Anlagen durch den 

Nutzungsberechtigten bzw. den Verpflichteten ist der Samtgemeinde anzuzeigen. Der 

Nutzungsberechtigte bwz. Der Verpflichtete hat die Grabstätte fachgerecht abzuräumen, 

einzuebnen, Wurzelwerk zu entfernen, Mutterboden aufzufüllen, Rasen einzusäen und 

für eine fachgerechte Entsorgung der Grabmale und Fundament Sorge zu tragen. 

Geschieht dies nicht binnen 3 Monaten, so ist die Samtgemeinde berechtigt, die 

Grabstätte abräumen zu lassen. Die Samtgemeinde ist nicht verpflichtet, das Grabmal 

oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen 

gehen entschädigungslos in das Eigentum der Samtgemeinde über. Sofern 

Wahlgrabstätten von der Samtgemeinde abgeräumt werden, hat der jeweilige 

Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 

 

(3) Die Samtgemeinde ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte Grabmale einen 

Monat nach Benachrichtigung des Inhabers der Grabnummernkarte oder des 

Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten entfernen zu lassen. 

 

VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätte  

§2526 

Herrichtung und Unterhaltung 

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 18 hergerichtet und dauernd 

verkehrssicher in Stand gehalten instandgehalten werden. Dies gilt entsprechend für den 

Grabschmuck. Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu 

entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 

 

(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, demn besonderen 

Charakter des Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die 

Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 

öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. 

 

(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten der Inhaber der Grabnummernkarte, bei 
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Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte verantwortlich. Die 

Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes. 

 

(4) Die Herrichtung und jede wesentliche Änderung bedarf der vorherigen schriftlichen 

Zustimmung der Samtgemeinde. Der Antragsteller hat bei 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten die Grabnummernkarte vorzulegen, bei 

Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten sein Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 

(5) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und 

pflegen oder damit einen zugelassenen Friedhofsgärtner beauftragen. Die 

Samtgemeinde kann im Rahmen des Friedhofszwecks die Herrichtung und die Pflege 

übernehmen. 

 

(6) Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der 

Bestattung, Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten nach dem 

Erwerb des Nutzungsrechtes hergerichtet werden. 

 

(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb 

der Grabstätten obliegt ausschließlich der Samtgemeinde., die Verwendung bzw. 

Auffüllung von Grobkies, Quarzkies oder sonstigen steinigen Füllmaterials außerhalb der 

Grabstätten ist nicht gestattet. 

  

 Kommt der für die Grabstätte Verantwortliche der Aufforderung zur Entfernung von im 

Grabumfeld hergestellter Auffüllung innerhalb eines Monats nicht nach, kann die 

Samtgemeinde die Entfernung des Materials veranlassen. 

 

(8)(7) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der 

Grabpflege ist nicht gestattet. 

 

(9)(8) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe biologisch abbaubare 

Materialien sowie nicht kompostierbare Materialien dürfen in sämtlichen Produkten der 

Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im 

Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der 

Pflanze bleiben, nicht verwandt werden. Ausgenommen sind Grabvasen, 

Markierungszeichen und Gießkannen. 

 

§2627 

Vernachlässigung der Grabpflege 

(1) Wird eine Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet 

oder gepflegt, hat der Verantwortliche (§ 25 Abs. 3) nach schriftlicher Aufforderung der 

Samtgemeinde die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu 

bringen. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu 

ermitteln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur 

Herrichtung und Pflege hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwortliche 

durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Samtgemeinde in 
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Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, 

kann die Samtgemeinde 

 

a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 

b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen. 

 

(2) Für Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten gelten Abs. 1 Satz 1 bis 3 entsprechend. 

Kommt der Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann die 

Samtgemeinde in diesem Fall die Grabstätte auf seine Kosten in Ordnung bringen lassen 

oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen. In dem Entziehungsbescheid 

wird der Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen 

Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides 

zu entfernen. 

 

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die 

Aufforderung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 

besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Samtgemeinde den Grabschmuck entfernen. 

 

 

VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern 

§2728 

Benutzung der Leichenhalle 

(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur 

mit Erlaubnis der Samtgemeinde und in Begleitung eines Angehörigen des 

Friedhofspersonals betreten werden. 

 

(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die 

Angehörigen die Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind 

spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder Beisetzung endgültig zu 

schließen. 

 

(3) Die Särge der meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten Verstorbenen sollen in einem 

besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Räumen 

und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen Zustimmung des 

Amtsarztes. 

 

§2829 

Trauerfeier 

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle), am Grab 

oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

 

(2) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an 

einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des 

Zustandes der Leiche bestehen. 
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(3) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf den Friedhöfen bedarf der vorherigen 

Anmeldung bei der Samtgemeinde. 

 

 

IX. Schlussvorschriften  

§2930 

Alte Rechte 

(1) Bei Grabstätten, über welche die Samtgemeinde bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits 

verfügt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen 

Vorschriften. 

 

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von 

unbegrenzter oder unbestimmter Dauer werden auf zwei Nutzungszeiten nach § 15 Abs. 

1 oder § 16 Abs. 3 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor 

Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt 

beigesetzten Leiche oder Asche. 

 

§3031 

Haftung 

Die Samtgemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der 

Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere 

entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Im Übrigen 

haftet die Samtgemeinde nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über 

Amtshaftung bleiben unberührt. 

§3132 

Gebühren 

Für die Benutzung der von der Samtgemeinde verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen 

sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 

 

§3233 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 6 10 Abs. 2 5 der Nds. Gemeindeordnung 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig den Geboten oder Verboten dieser Satzung zuwiderhandelt, 

insbesondere 

 

a) die Ordnung auf den Friedhöfen stört (§ 6), 

b) die Bestimmungen des § 7 nicht beachtet, 

c) die Anforderungen an Särge und Trauergebinden nicht einhält (§ 9) und gegen das 

Kunststoffverbot verstößt (§25 26 Abs. 9), 



Anlage 2 

d) die allgemeinen Gestaltungsvorschriften für Grabstätten nicht einhält ( §§18 und 19), 

e) die Zustimmung nach § 20 21 nicht einholt, 

f) die Standsicherheit der Grabmale nicht gewährleistet (§§ 22 23 und 2324), 

g) vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit ohne vorherige Zustimmung der 

Samtgemeinde Grabmale entfernt (§2425), 

h) die gärtnerische Gestaltung der Gräber nicht einhält (§ 2526), 

i) die Leichenhalle nicht ordnungsgemäß benutzt (§ 2728). 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,- € geahndet werden. 

 

§3334 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2010am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig 

treten die Friedhofssatzung vom 18.12.199001.01.2010 und die dazu ergangenen 

Änderungen außer Kraft. 

Grasleben, 23. November 2009 Februar 2019 

 

 

Samtgemeindebürgermeister 
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Anlage zu § 20 der Satzung 
 

Erklärung über die Vorlage von Nachweisen nach § 13 a BestattG 
 

 
 
 
 
 
oder 
 
 
 
 
oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
____________________________ ___________________________ ________________ 
Ort     Datum     Unterschrift 

Die Natursteine stammen aus einem Staat oder Gebiet, in dem das in § 13 a 

Abs. 2 Nr. 1 BestattG genannte übereinkommen (ILO 182) als eingehalten gilt, 

nämlich: …………………………………………………………………………… 

Ich erkläre, dass die Natursteine in den vorstehend genannten Statt oder das 

Gebiet nicht zuvor aus einem Drittland importiert worden sind, in dem das in     

§ 13 a Abs. 2 Nr. 1 BestattG genannte Übereinkommen nicht eingehalten wird. 

Da die Natursteine nicht aus einem Staat oder Gebiet stammen, in dem das in 

§ 13 a Abs. 2 Nr. 1 BestattG genannte Übereinkommen (ILO 182) als 

eingehalten gilt, wird als Nachweis ein Zertifikat einer der nachfolgend 

aufgeführten Organisationen vorgelegt: 

2.1  Fair Stone 
2.2  IGEP 
2.3 Werkgroep Duurzame Natursteen – WGDN 
2.4 Xertifix 

Der Nachweis wird durch eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle 
oder Vereinigung im Sinne des § 13 a Abs. 3 S. 4 BestattG erbracht, 
 
nämlich ………………………………………………………………………. 
 
Die erklärende Stelle 

- Verfügt über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse, 
- Ist weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel 

mit Steinen beteiligt, 
- Erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von 

Kinderarbeit durch unangekündigte Kontrollen im Herstellungsstaat 
vergewissert hat, 

- dokumentiert ihre Tätigkeit und stellt die Dokumentation auf 
Anforderung des Friedhofsträgers zur Einsichtnahme zur Verfügung. 

 
 
 

 

 

 

Zutreffen-

des bitte 

ankreuzen 


